
Amtsgericht Burgdorf
- Vollstreckungsgericht-
18M694105

In der Zwangsvollstreckungssache

Beschluss

. , 28217 Bremen
Verfahrensbevollmächtigte :
Rechtsanwälte

	

, 28195 Bremen

gegen

Gründe:

31311 Uetze-Schwüblingsen

hat das Amtsgericht Burgdorf auf die Erinnerung des Gläubigers vom 20.09.2005 durch den
Direktor des Amtsgerichts Dr.~am 28. Dezember 2005 beschlossen

Die Erinnerung des Gläubigers wird zurückgewiesen .

Die Entscheidung ergeht gerichtsgebührenfrei .

Die außergerichtlichen Kosten trägt die Gläubigerin .

Wert : bis 300,00 EUR

28.12 .2005

- Gläubigerin -

- Schuldner-

Die gemäß 4 766 ZPO zulässige Erinnerung ist unbegründet . Die Gerichtsvollzieherin hat

zurecht die Kosten für die Teilzahlungsvereinbarung außer Ansatz gelassen . Die geltend

gemacht Gebühr nach - Nr. 1000 VV-RVG stellen keine Kosten der Zwangsvollstreckung dar . ,

Die Einigungsgebühr nach Nr . 1000 VV-RVG entsteht bei Abschluss eines,

Teilzahlungsvergleiches nicht . Es entstehen der Gebühr erfordert die Mitwirkung bei

Abschluss eines Vertrages, durch den der Streit oder die Ungewissheit der Parteien über ein

Rechtsverhältnis beseitigt wird . Durch die hier vorliegende Teilzahlungsvereinbarung wird

gerade kein Streit über . ein Rechtsverhältnis beseitigt (vgl . Gebauer/Schröder, RVG, VV

1000, Rdnr . 94 f.) . Es liegt hier vielmehr- anders als dem der Entscheidung des BGH vom

01 .03,2005 (AZ : VIII ZB 45/05) zugrundeliegenden Fall bereits ein Titel vor, der im Rahmen

der Zwangsvollstreckung durchgesetzt werden soll . Selbst wenn man davon ausgeht, dass

mit der Teilzahlungsvereinbarung Zweifel über die Zahlungsfähigkeit des Schuldners
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beseitigt werden sollten, werden diese Zweifel nicht durch die Teilzahlungsvereinbarung

beseitigt. Die gewünschte Klarheit erhält die Gläubigerin vielmehr erst nach Durchführung

der Vereinbarung . Auch die Inhalte die Teilzahlungsvereinbarung keine Kosten, die zur

Einleitung bzw. Durchführung der Zwangsvollstreckungsmaßnahme erforderlich sind,, Diese

Kosten sollen vielmehr gerade die Einleitung bzw. die Durchführung . der

Vollstreckungsmaßnahmen gerade verhindern .
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